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Betreff 
 

Einbeziehungssatzung  gem.  § 34  Abs. 4  Satz 1 Nr. 3 BauGB  der Stadt  Bornheim im  
Ortsteil  Kardorf  im  Bereich  Altenberger  Gasse;  Ergebnis  der  Offenlage;  
Satzungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
Trotz des verspäteten Eingangs der Stellungnahme des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege 
empfiehlt der Bürgermeister, sie im Rahmen der Abwägung noch zu berücksichtigen. Entsprechend 
erfolgt an dieser Stelle die Abwägung der geäußerten Bedenken: 
 
 
Einbeziehungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB der Stadt Bornheim 
im Ortsteil Kardorf im Bereich Altenberger Gasse 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange: 
 
12. LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland mit Schreiben vom 23.05.2012, 

Eingang bei der Stadt Bornheim 29.05.2012 
 

Stellungnahme der Stadt Bornheim: 
Im Hinblick auf die geforderte Sachverhaltsermittlung wird auf die Urteile des OVG NRW vom 
20.09.2011 verwiesen, denen zufolge zum einen nur eingetragene Denkmäler zu 
berücksichtigen sind und zum anderen die Kosten für ein Prospektion nicht durch den 
Vorhabenträger sondern durch die staatlichen Fachbehörden zu tragen sind.  
 
(Zitat: „Nach der gesetzgeberischen Wertung obliegt die wissenschaftliche Untersuchung und 
Bergung von Bodendenkmälern mithin der öffentlichen Hand, die in Ermangelung einer 
anderen gesetzlichen Regelung daher auch die Kosten dieser Maßnahme zu tragen hat.“) 
Zunächst einmal ist im Planbereich kein Bodendenkmal eingetragen, entsprechend kann eine 
vermutete Anlage keine Berücksichtigung finden. Des Weiteren liegt es im 
Zuständigkeitsbereich des LVR, eine Sachstandsermittlung durchzuführen oder zu finanzieren, 
wenn er dies für erforderlich hält. 
 
Obwohl die Stellungnahme des LVR verspätet einging, enthalten die textlichen Festsetzungen 
zur Satzung bereits folgenden Hinweis: 
Auf die Anzeigepflicht gemäß § 15 Denkmalschutzgesetz NW sowie die Regelungen 
hinsichtlich des Verhaltens bei der Entdeckung von Bodendenkmälern gemäß § 16 
Denkmalschutzgesetz NW wird hingewiesen. Die Entdeckung von Bodendenkmälern auf 
einem Grundstück ist der Gemeinde bzw. dem Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 
Bonn unverzüglich anzuzeigen. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu 
erhalten. 
 
Entsprechend sind seitens der Stadt Bornheim alle erforderlichen und in ihrem 
Zuständigkeitsbereich liegenden Schritte im Sinne der Bodendenkmalpflege ergriffen worden. 
 
Beschluss: 
Der Stellungnahme wird aus den oben genannten Gründen nicht stattgegeben. 



 



 




